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Musterpressemitteilung „Fraktion Die Linke in Beispielshausen will Mietwucher verfolgen und ahnden“
Für die Linken Fraktionen der Kommunalparlamente, zur Nutzung im Rahmen der bundesweiten Kampagne gegen Mietwucher im Zeitraum 16.11.2024 – Weihnachten

Pressemitteilung der Fraktion Die Linke im Rat der Stadt Beispielshausen
Steigende Mieten und die damit verbundene finanzielle Belastung sind ein zunehmendes Problem in unserer Stadt. Das Zuhause und damit die Lebensgrundlage vieler Menschen ist durch hohe Mieten bedroht. Die bestehenden Gesetze gegen Mietwucher müssen daher auch in Beispielshausen angewandt und in vollem Umfang ausgenutzt werden. Mietwucher liegt vor, wenn die Miete mehr als 20 Prozent über den erlaubten Grenzen liegt.
Man sollte dem Vorbild der Stadt Frankfurt am Main folgen. Hier werden Verdachtsfälle auf Mietwucher konsequent durch die Stadtverwaltung verfolgt und wenn nötig auch zur Anzeige und vor Gericht gebracht. Im Zeitraum von 2020 bis 09/2024 konnten so 1.022 Fälle verfolgt und satte Rückzahlungen von 330.330,59 € an Staat und Mieter:innen durchgesetzt werden.
Die Stadt Beispielshausen muss eine Anlaufstelle für die Verfolgung von Mietwucher schaffen, damit Mieterinnen und Mieter an ihr Recht kommen, ohne dass sie selbst ihre Vermieterin oder Vermieter verklagen müssen. Die Angst vor dem Verlust des eigenen Wohnraums und die hohen Prozesskosten schrecken viele Menschen nämlich davor ab. 
Darüber hinaus fordert der Bundesrat und auch die Linke eine Reform des Mietwucherparagraphen (§5 WiStG). Die Anwendung sollte erleichtert und die Bußgelder verschärft werden. Die entsprechende Initiative des Bundesrats wurde jedoch von der Bundesregierung abgelehnt.
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